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Abstract 

In den vergangenen Jahren hat sich Deutschland zunehmend für Menschen aus dem 
Ausland geöffnet. Die Zahl der Zuwanderer ist deutlich gestiegen. War noch im Jahr 
2009 eine Nettoabwanderung zu verzeichnen, so kamen im Jahr 2012 rund 369.000 
mehr Personen nach Deutschland als das Land verließen. Dabei sind die Zuwande-
rer, die nach Deutschland kommen, häufig gut gebildet. Zwischen 2001 und 2011 
hatten etwa 29 Prozent der Zuwanderer im Alter zwischen 25 und 64 Jahren einen 
Hochschulabschluss; in der Gesamtbevölkerung betrug der Anteil in dieser Alters-
gruppe nur 18,7 Prozent. Allerdings ist zu erwarten, dass die Zuwanderung in den 
kommenden Jahren wieder zurückgehen wird. Viele der Zuwanderer, die heute nach 
Deutschland kommen, stammen aus den ost- und südeuropäischen Ländern, in 
denen der demografische Wandel in den nächsten Jahren wie in Deutschland zu 
Fachkräfteengpässen führen dürfte.  

Daher sollte Deutschland Maßnahmen ergreifen, um verstärkt auch Fachkräfte aus 
demografiestarken Regionen zu gewinnen. Das Zuwanderungsrecht sollte weiter 
liberalisiert, die Anerkennung ausländischer Abschlüsse verbessert und die Willkom-
menskultur in Deutschland gestärkt werden. Es gibt nämlich 12 gute Gründe für 
Zuwanderung: 

Zuwanderung stärkt die Wirtschaftskraft, weil sie 

• das Potenzial an Fachkräften vergrößert 
• internationale Aktivitäten von Unternehmen erleichtert und 
• die Innovationskraft und das Wachstum steigert 

Zuwanderung stärkt die öffentlichen Haushalte, weil sie 

• die Einnahmen der Rentenversicherung vergrößert 
• die Kranken- und Pflegeversicherung stabilisiert und 
• die öffentlichen Haushalte insgesamt entlastet 

Zuwanderung verbessert die Lage in den Kommunen, weil sie 

• die Schrumpfung vieler Städte und Dörfer abmildern kann 
• zu einer ausgewogeneren Altersstruktur der Bevölkerung führt und 
• die medizinische Versorgung und Pflege verbessert 

Zuwanderung kommt auch der Bevölkerung direkt zugute, weil sie 

• Wohlstand schafft 
• die Lage inländischer Arbeitnehmer verbessert und 
• das kulturelle Leben in Deutschland bereichert 
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1. Einleitung 

In den vergangenen Jahren haben sich die Rahmenbedingungen für die Zuwande-
rung in Deutschland verändert. Sah das deutsche Zuwanderungsrecht bis zu seiner 
Reform im Jahr 2005 nur in Ausnahmefällen eine Arbeitskräftemigration vor1, so hat 
sich Deutschland seither immer stärker für ausländische Fachkräfte aus Nicht-EU-
Staaten geöffnet. EU-Bürger haben im Rahmen der Freizügigkeit ohnehin freien 
Zugang zum deutschen Arbeitsmarkt (OECD, 2013a). Weitreichende Schritte der 
Reform waren die Senkung der Gehaltsgrenzen für zuziehende Akademiker mit der 
Einführung der Blauen Karte im Jahr 2012 und die verbesserten Zugangsmöglich-
keiten für beruflich Qualifizierte im Rahmen der neuen Beschäftigungsverordnung im 
Jahr 2013. Auch werden zunehmend Maßnahmen ergriffen, um Zuwanderungsinter-
essierte gezielt anzusprechen und für ein Leben in Deutschland zu begeistern. So 
hat die Bundesregierung etwa im Jahr 2012 das Online-Portal „Make it in Germany“ 
gestartet. 

Auch die neue Bundesregierung hat sich im Koalitionsvertrag zur weiteren Zuwan-
derung vor allem aus der EU bekannt und plant in der 18. Legislaturperiode etwa die 
Willkommenskultur in Deutschland zu stärken (CDU, CSU und SPD, 2013). Dass 
dies ein richtiger Weg ist, um Wachstum, Wohlstand und Lebensqualität langfristig zu 
sichern, soll im Folgenden anhand von 12 guten Gründen für Zuwanderung belegt 
werden. Diese lassen sich zu vier Kernaussagen zusammenfassen: Zuwanderung 
hilft der Wirtschaft, stärkt die öffentlichen Haushalte, verbessert die Lage der Kom-
munen und kommt der Bevölkerung auch direkt zu Gute. Einführend soll kurz die 
Entwicklung der Zuwanderung nach Deutschland in den vergangenen Jahren dar-
gestellt und abschließend darauf eingegangen werden, wie es in Zukunft gelingen 
kann, genügend Fachkräfte aus dem Ausland zu gewinnen. 

 

 

2. Entwicklung der Zuwanderung 

In den vergangenen fünf Jahren hat die Zuwanderung nach Deutschland stark 
zugenommen. War noch in den Jahren 2008 und 2009 per Saldo eine Abwande- 
rung zu verzeichnen, so kamen im Jahr 2010 rund 128.000 mehr Personen nach 
Deutschland als das Land verließen. Bis zum Jahr 2011 stieg dieser Wert auf 
279.000 an, und im Jahr 2012 waren es sogar 369.000 Personen (Statistisches 
Bundesamt, 2013a). Im Jahr 2013 dürfte die Zahl im Vergleich dazu nochmals 
steigen, denn bereits im ersten Halbjahr lag die Nettozuwanderung bei 206.000 

                                            
 
1 Die im Jahr 2000 eingeführte Greencard für ausländische IT-Fachkräfte basierte noch auf einer 
sogenannten „Anwerbestoppausnahmeverordnung“  (Markus, 2011). 
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Menschen (Statistisches Bundesamt, 2013b). Seit dem Jahr 2011 wird damit der 
natürliche Bevölkerungsrückgang in Deutschland ausgeglichen; im Jahr 2012 
starben in Deutschland zum Beispiel rund 196.000 Personen mehr als geboren 
wurden (Statistisches Bundesamt, 2013c). Gleichzeitig wanderten netto 369.000 
Menschen zu. 

Nicht nur die Zahl, auch die Struktur der Zuwanderung hat sich in den vergangenen 
Jahren verändert. Während um das Jahr 2001 die außereuropäischen Länder eine 
bedeutendere Rolle spielten, kommt seit dem Jahr 2010 der bei weitem überwiegen-
de Teil der Zuwanderer aus Europa. So lag im Jahr 2012 der Anteil europäischer 
Länder, inklusive Russlands und der Türkei, bei 79,5 Prozent; 2001 waren es noch 
50,9 Prozent (Alichniewicz et al., 2014). Dabei sind die Zuwanderer heute besser 
qualifiziert als noch vor 10 Jahren. Lag der Akademikeranteil unter den 25- bis  
64-Jährigen, die in den 1990er Jahren zugewandert sind, noch bei nur 16,1 Prozent, 
so betrug der Anteil in den 2000er Jahren in dieser Altersgruppe bereits 29,1 Prozent 
(Abbildung 1). Selbst bei Personen aus Bulgarien und Rumänien, die derzeit häufig 
im Kontext von Armutszuwanderung genannt werden, liegt der Anteil bei 24,5 Pro-
zent. Gleichzeitig sank der Anteil der Personen ohne beruflichen Abschluss von  
49,8 auf 40,0 Prozent (Geis, 2012; FDZ, 2011). 

 

Abbildung 1: Immer mehr Akademiker wandern zu 
Anteil der 25- bis 64-Jährigen mit Hochschulabschluss in Prozent 

 

Quelle: Geis, 2012; FDZ der statistischen Ämter des Bundes und der Länder, 
Mikrozensus, 2011; eigene Berechnungen 
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Zudem ist die Erwerbsbeteiligung von Neuzuwanderern in den vergangenen Jahren 
deutlich gestiegen. Im Jahr 2005 waren 53,4 Prozent der in den vorangegangenen 
10 Jahren zugewanderten Personen zwischen 25 und 64 Jahren erwerbstätig. Dieser 
Anteil stieg bis 2011 auf 63,0 Prozent (Geis, 2012; eigene Berechnungen auf Basis 
FDZ, 2011). Damit sind Neuzuwanderer allerdings immer noch seltener erwerbstätig 
als Einheimische. Für die Gesamtbevölkerung zwischen 25 und 64 Jahren liegt der 
Erwerbstätigenanteil bei 77,9 Prozent. Eine Erklärung hierfür ist, dass Zuwandererin-
nen oft ein traditionelles Rollenverständnis haben (Bertelsmann Stiftung, 2009) und 
deshalb nach der Familiengründung häufig aus dem Arbeitsmarkt ausscheiden.  

Sind Zuwanderer am Arbeitsmarkt aktiv, erreichen sie oft gute berufliche Positionen. 
So arbeiteten im Jahr 2011 bereits 22,8 Prozent der in den vorangegangenen  
10 Jahren Zugewanderten als hochspezialisierte Fach- oder Führungskräfte (ISCO-
88 Hauptgruppen 1 und 2). Sie bekleideten Posten etwa als Geschäfts- und 
Geschäftsbereichsleiter, als wissenschaftliche Lehrkräfte, als Unternehmensberater, 
Juristen und Ärzte oder waren in weiteren Berufen beschäftigt, die in der Regel ein 
Hochschulstudium voraussetzen. Im Jahr 2000 war dieser Anteil mit 12,0 Prozent nur 
etwa halb so hoch (Abbildung 2). Erwerbstätige Neuzuwanderer sind also etwa im 
gleichen Maße in Fach- und Führungspositionen beschäftigt wie die Gesamtbevöl-
kerung. Unter erwerbstätigen Bulgaren und Rumänen ist der Anteil mit 18 Prozent 
nur leicht niedriger. 

 

Abbildung 2: Viele Zuwanderer bekleiden Fach- und F ührungspositionen 
Anteil der hochspezialisierten Fach- und Führungskräfte (ISCO 1 und 2) an allen 
Erwerbstätigen in Prozent 

 

Quelle: Geis, 2012; FDZ der statistischen Ämter des Bundes und der Länder, 
Mikrozensus, 2011; eigene Berechnungen  
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Auch wenn sich Deutschland bereits in den vergangenen Jahren stärker für Zuwan-
derer geöffnet hat, bleibt fraglich, ob sich diese Entwicklung der Zuwanderung ohne 
weiteres politisches Handeln in Zukunft fortsetzen wird. So ist die Zuwanderung nach 
Deutschland in den vergangenen Jahrzehnten immer in Wellen verlaufen, und die 
Gemeinschaftsdiagnose prognostiziert ab dem Jahr 2015 einen erneuten Rückgang 
der Zuwanderung (Projektgruppe Gemeinschaftsdiagnose, 2013). Auch die demo-
grafische Entwicklung in den ost- und südeuropäischen Ländern, wo derzeit die 
meisten Zuwanderer herkommen, dämpft die künftige Zuwanderung. Da sich diese 
Länder wie Deutschland stark demografisch wandeln, geht auch hier das Arbeits-
kräftepotenzial zurück, und es drohen Fachkräfteengpässe (Alichniewicz et al., 
2014). Ein kontinuierlicher Zustrom ausländischer Fachkräfte wird sich langfristig 
wahrscheinlich nur realisieren lassen, wenn es Deutschland gelingt, mehr Personen 
aus demografiestarken Ländern (etwa in Süd- und Südostasien) zu gewinnen.  
 

3. Zuwanderung stärkt die Wirtschaftskraft 

3.1 Zuwanderung reduziert Fachkräfteengpässe 

Die Wachstumsdynamik einer Volkswirtschaft hängt entscheidend von der Verfüg-
barkeit qualifizierter Fachkräfte ab. Demary und Seyda (2013) zeigen, dass derzeit 
neben einigen Gesundheitsberufen vor allem Berufe mit technischem Hintergrund 
von Knappheiten auf dem Arbeitsmarkt betroffen sind. Für den Standort Deutsch-
land, dessen Erfolg maßgeblich auf Hochtechnologiebranchen basiert, sind Fach-
kräfte im MINT-Bereich (Mathematik, Informatik, Naturwissenschaften, Technik) 
indes von besonderer Bedeutung. So ist die Wertschöpfung eines MINT-Akade-
mikers rund 1,75-mal so hoch wie die eines durchschnittlichen deutschen Erwerbs-
tätigen (Anger et al., 2012). 

In den kommenden Jahren und Jahrzehnten könnte sich die Lage auf dem MINT-
Arbeitsmarkt deutlich verschärfen. Einerseits dürfte sich das inländische Arbeits-
angebot aufgrund der demografischen Entwicklung verknappen, so dass bereits die 
Deckung des demografiebedingten Ersatzbedarfs an beruflich qualifizierten MINT-
Fachkräften zu einer Herausforderung wird. Anderseits ist damit zu rechnen, dass 
Entwicklungen wie der technische Fortschritt und der Strukturwandel hin zu einer 
wissensintensiven Gesellschaft eine zusätzliche Nachfrage nach MINT-Fachkräften 
generieren. Ohne verstärkte Zuwanderung und weiteren Maßnahmen ist schon bis 
zum Jahr 2020 mit einer Lücke in Höhe von insgesamt 1,4 Millionen beruflich 
qualifizierten MINT-Fachkräften zu rechnen. Auch bei MINT-Akademikern dürfte eine 
Lücke von rund 100.000 Fachkräften bis zum Jahr 2020 entstehen (Anger et al., 
2013).  

Zuwanderer stellen bereits heute ein bedeutendes Arbeitskräftepotenzial dar und 
können einen Beitrag zur Sicherung der akademischen Fachkräfte leisten. Sie sind 
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im Durchschnitt jünger als die Gesamtbevölkerung (Geis, 2012), haben häufiger 
einen Hochschulabschluss und sind inzwischen häufig in Fach- und Führungsposi-
tionen tätig (siehe Abschnitt 2). Zudem bringen sie immer häufiger Qualifikationen in 
den Bereichen mit, die für die deutsche Wirtschaft wichtig sind. Während im Jahr 
2005 noch 8,7 Prozent der in den vorangegangenen 10 Jahren zugewanderten 25- 
bis unter 65-Jährigen einen Hochschulabschluss in MINT-Fächern hatten, waren es 
im Jahr 2011 über 10 Prozent. Unter den aus Bulgarien und Rumänien eingewander-
ten Personen waren es im Jahr 2011 immerhin über 8 Prozent. In der gleichaltrigen 
Gesamtbevölkerung lag der entsprechende Anteil nur bei 5,7 Prozent (Abbildung 3).  

 

Abbildung 3: Zuwanderer sind häufiger MINT-Akademik er 
Anteil der MINT-Akademiker an den 25- bis 65-Jährigen in Prozent  

 

Quelle: Geis, 2012; FDZ der statistischen Ämter des Bundes und der Länder, 
Mikrozensus, 2011; eigene Berechnungen  
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3.2 Zuwanderung erleichtert internationale Aktivitä ten von Unternehmen 

Ein wichtiger Pfeiler für den wirtschaftlichen Erfolg deutscher Unternehmen ist deren 
Wettbewerbsfähigkeit auf den Weltmärkten. Eine internationale Ausrichtung der 
Unternehmen stellt allerdings spezifische Anforderung an die Mitarbeiter. So ist nach 
Aussage deutscher Unternehmen der Bedarf an interkulturellen Kompetenzen einer 
der wichtigsten Gründe für die Suche nach ausländischen Mitarbeitern (Abbildung 4). 

Ausländische Mitarbeiter können dazu beitragen, neue Märkte zu erschließen und 
Geschäftsbeziehungen mit Partnern in ihrem Heimatland zu knüpfen. Sie haben 
einen besseren Zugang zu relevanten marktspezifischen Informationen und können 
daher eher lohnende Geschäftsmöglichkeiten im Ausland identifizieren, die etwa aus 
unterschiedlichen Kostenstrukturen oder spezifischen Nachfrageentwicklungen ent-
stehen (Casella/Rauch, 2002; Hiller, 2013). Auch bei der Suche nach geeigneten 
Vertriebswegen erweisen sich gute Landeskenntnisse als nützlich. Eine wichtige Vor-
aussetzung für internationale Geschäftsbeziehungen ist das gegenseitige Vertrauen 
der Geschäftspartner, da etwa das Schließen von Verträgen über Jurisdiktionsgren-
zen hinweg schwierig sein kann. Auch hier können ausländische Beschäftigte einen 
Beitrag leisten, da sie am besten mit den Besonderheiten der Kommunikation ver-
traut sind und Zugang zu informellen Netzwerken im Heimatland haben können 
(Egger et al., 2012; Hiller, 2013). 

 

Abbildung 4: Unternehmen benötigen Zuwanderer für G eschäfte im Ausland 
Befragung von Entscheidungsträgern in Unternehmen zu Gründen für internationale 
Personalrekrutierung im 2011, Zustimmung zu den Aussagen in Prozent 

 

Quelle: Rump et al., 2011  

0 10 20 30 40 50 60 70 80 90

Kosteneinsparungen

Wir finden in Deutschland nicht die

geeigneten Fach- und Führungskräfte

Aufgrund der demografiebedingten

Alterung in Deutschland

Unser Diversity Management ist ein Motivator

für internationale Rekrutierungsmaßnahmen

Wir sind ein internationales Unternehmen

Wir benötigen für unsere Geschäfte

interkulturelle Kompetenzen

2008 (170 Befragte) 2011 (97 Befragte)



 
 

9 
 

3.3 Zuwanderung steigert Innovationskraft und Wachs tum  

Die Wachstumsdynamik Deutschlands beruht darauf, dass die innovationsintensiven 
Branchen der Hochwertigen Technologien und der Spitzentechnologien, wie bei-
spielsweise der Maschinen- und der Fahrzeugbau sowie die Pharmaindustrie und die 
Medizintechnik, im internationalen Vergleich sehr leistungsstark sind (Erdmann, 
2010). Die Wettbewerbsfähigkeit dieser Branchen hängt wiederum von Produkt- und 
Prozessinnovationen ab. Es stärkt die Innovationskraft, dass sich in den vergange-
nen Jahren immer mehr ausländische Wissenschaftler für einen Aufenthalt in 
Deutschland entschieden haben (Abbildung 5). 

 
Abbildung 5: Zahl Wissenschaftler aus dem Ausland s teigt 
Geförderte Postgraduierte, Postdoktoranden, Hochschullehrer, Wissenschaftler 

 

Quelle: DAAD, 2013 
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an Patenten und an der Entwicklung der totalen Faktorproduktivität). Auch zwei 
weitere Studien zu den Effekten von Zuwanderung auf die Innovationstätigkeit in 
deutschen und europäischen Regionen (Niebuhr, 2010; Ozgen et al., 2011) be-
stätigen, dass kulturelle Vielfalt die Innovationskraft stärken kann.  

Über den direkten Innovationsbeitrag ausländischer Forscher und MINT-Akademiker 
hinaus lassen sich weitere Wirkungskanäle von Zuwanderung auf die Innovations-
kraft des Ziellandes und letztlich auf das Wirtschaftswachstum ausmachen (Ozgen et 
al., 2011): 

• Qualifizierte Zuwanderer tragen zur Entwicklung von innovativen Clustern bei 
• Zuwanderer sind häufig jünger und risikobereiter als Personen ohne Migra-

tionshintergrund 
• Hochqualifizierte Arbeitsmigranten sind oft international mobil und erweitern 

die kulturelle Vielfalt im Zielland, was neue Ideen, Arbeitstechniken und 
Herangehensweisen an Probleme generiert und verbreitet.  

Mit Simulationsrechnungen lassen sich die langfristigen Wachstumseffekte von Zu-
wanderung schätzen. Berechnungen des Sachverständigenrats zur Begutachtung 
der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung zufolge könnte etwa eine jährliche Netto-
zuwanderung von 200.000 Personen die Potenzialwachstumsrate gegenüber einem 
Basisszenario mit 100.000 Nettozuwanderern langfristig um bis zu 0,4 Prozentpunkte 
erhöhen (Abbildung 6). Damit hat Zuwanderung einen stärkeren Effekt als andere in 
der Untersuchung betrachtete Einzelfaktoren wie eine höhere Geburtenrate und eine 
bessere Bildung. 

 
Abbildung 6: Zuwanderung stärkt das Wachstum 
Veränderung der Wachstumsraten des Produktionspotenzials im Vergleich zu einer 
Nettozuwanderung von 100.000 Personen jährlich in Prozentpunkten 

 

Quelle: SVR, 2011 
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4. Zuwanderung stärkt die öffentlichen Haushalte 

4.1 Zuwanderung vergrößert die Einnahmen der Renten versicherung 

Die gesetzliche Rentenversicherung in Deutschland ist umlagefinanziert – die mo-
mentan am Arbeitsmarkt aktiven sozialversicherungspflichtig Beschäftigten finanzie-
ren also mit ihren Beiträgen die Alters- und Erwerbsminderungsrenten. Sinkt die Zahl 
der Beitragszahler oder steigt die Zahl der Rentenempfänger, kommt es in diesem 
System zu einem zusätzlichen Finanzierungsbedarf. Dies wird aller Voraussicht nach 
besonders in den Jahren zwischen 2015 und 2035 der Fall sein, wenn die geburten-
starken Jahrgänge 1955 bis 1969 in Ruhestand gehen (Werding, 2013). Berechnun-
gen des Statistischen Bundesamts (2011) zufolge könnten im Jahr 2030 rund  
53 Personen im Alter von über 64 Jahren auf 100 Personen im Alter zwischen 20 
und 64 Jahren kommen, 2008 waren es noch 34. 

Zuwanderung kann die Zahl der Beitragszahler steigern und so einen Beitrag dazu 
leisten, die Finanzen der Rentenversicherung zu stabilisieren. Unter den Zuwande-
rern ist der Anteil der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten zwischen 2005 und 
2011 von 36,7 auf 41,9 Prozent gestiegen. Damit lag er im Jahr 2011 deutlich höher 
als bei in Deutschland Geborenen mit 35,5 Prozent (Abbildung 7). Auch unter 
Zuwanderern aus Rumänien und Bulgarien liegt der entsprechende Anteil höher. 
 

Abbildung 7: Zuwanderer sind häufig sozialversicher ungspflichtig beschäftigt 
Anteil der Arbeiter und Angestellten (ohne ausschließlich geringfügig Beschäftigte) 
an den im Ausland Geborenen (Zuwanderer) und an den in Deutschland Geborenen 
in Prozent 

 

Quelle: Statistisches Bundesamt 2009, 2010a, FDZ der statistischen Ämter des 
Bundes und der Länder, Mikrozensus, 2011; eigene Berechnungen   
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4.2 Zuwanderung stabilisiert die Kranken- und Pfleg eversicherung 

Die Alterung der Bevölkerung belastet nicht nur die Renten, sondern auch die ge-
setzliche Kranken- und Pflegeversicherung. Prognosen von Werding (2011) zufolge 
könnten die Ausgaben der gesetzlichen Krankenversicherung von 153,0 Milliarden 
Euro im Jahr 2010 auf 187,3 Milliarden im Jahr 2020 (jeweils in Preisen von 2000) 
steigen. Ein Grund hierfür ist, dass für ältere Menschen wesentlich höhere Krank-
heitskosten anfallen als für jüngere (Abbildung 8). Die Ausgaben der Pflegeversiche-
rung könnten den Prognosen von Werding (2011) zufolge im gleichen Zeitraum von 
19,3 auf 28,2 Milliarden Euro (in Preisen von 2000) steigen. Gleichzeitig führt der 
demografische Wandel zu einem Rückgang der Zahl der Beitragszahler, sodass 
mittelfristig auch in der Kranken- und Pflegeversicherung eine Finanzierungslücke 
droht.  

Zuwanderer können einen wichtigen Beitrag dazu leisten, diese Lücke zu schließen, 
sofern ihre Integration in den Arbeitsmarkt gelingt – was zunehmend der Fall ist 
(siehe Abschnitt 2) – und sie eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung 
aufnehmen. Anders als in der Rentenversicherung haben sie zwar im Bedarfsfall in 
der gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung unmittelbar einen Anspruch auf 
Leistungen. Allerdings sind nur wenige Zuwanderer in den älteren Altersgruppen, für 
die besonders hohe Ausgaben entstehen. Im Jahr 2009 waren nur 3,8 Prozent der  
in den vorangegangen 10 Jahren zugewanderten Personen über 65 Jahre alt 
(Abbildung 8). 

 

Abbildung 8: Zuwanderer entlasten die Krankenversic herung 
Krankheitskosten je Einwohner nach Alter im Jahr 2008 in Euro sowie Anteil der 
zwischen 1999 und 2009 zugewanderten Personen nach Alter im Jahr 2009 in 
Prozent   

 

 Quelle: Statistisches Bundesamt, 2010b; Geis, 2012 
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4.3 Zuwanderung entlastet die öffentlichen Haushalt e 

Zuwanderung hat nicht nur positive Auswirkungen auf die Sozialversicherungen, 
sondern entlastet auch die öffentlichen Haushalte insgesamt. Wie Bonin (2006) mit 
Blick auf die Bevölkerung mit ausländischer Staatsbürgerschaft gezeigt hat, ist der 
gesamtfiskalische Beitrag der Zuwanderer positiv. So bezogen Neuzuwanderer im 
Jahr 2009 wesentlich seltener als die Gesamtbevölkerung beitragsfinanzierte Trans-
fers (z.B. Arbeitslosengeld I und Renten) und etwa gleich häufig steuerfinanzierte 
Leistungen wie Arbeitslosengeld II und Sozialhilfe (Abbildung 9). 

Gelingt es in Zukunft, mehr ausländische Fachkräfte für den deutschen Arbeitsmarkt 
zu gewinnen, wirkt sich das nicht nur über die Sozialversicherungen positiv auf die 
Staatsfinanzen aus. Die Haushalte von Bund, Ländern und Kommunen profitieren 
auch direkt. Ein großer Teil der staatlichen Aufgaben und Ausgaben ist unabhängig 
von der Bevölkerungsgröße. Im Bundeshaushalt 2013 waren etwa 10,7 Prozent der 
Ausgaben für die Verteidigung und 10,6 Prozent für den Schuldendienst vorgesehen 
(BMF, 2013). Nimmt die Bevölkerungszahl ab, was ohne verstärkte Zuwanderung in 
den kommenden Jahren der Fall wäre, gehen die Staatsausgaben nicht im gleichen 
Umfang zurück, sodass mittelfristig die Steuern erhöht oder staatliche Leistungen 
gekürzt werden müssten.   

 

Abbildung 9: Zuwanderer beziehen selten staatliche Transfers 
Anteil der Transferbezieher im Jahr 2009 in Prozent 

 
Die Leistungen der gesetzlichen Krankenversicherung sind nicht berücksichtigt 

Quelle: Brücker, 2013  
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5. Zuwanderung verbessert die Lage in den Kommunen 

5.1 Zuwanderung kann die Schrumpfung der Kommunen a bmildern 

Die einzelnen Städte und Gemeinden sind sehr unterschiedlich von dem demogra-
fischen Wandel betroffen. Während einige Kommunen noch wachsen, schrumpfen 
andere so stark, dass die Wohnraumnachfrage bis zum Jahr 2030 um mehr als  
20 Prozent zurückgehen könnte (Abbildung 10). Dies führt zu deutlichen Mehrbelas-
tungen für die Kommunen, da mit der Aufgabe von Wohnfläche Infrastrukturleistun-
gen in der Regel nicht im gleichen Maße verzichtbar werden. So muss etwa in allen 
Siedlungsgebieten die Strom- und Wasserversorgung und die Abwasserentsorgung 
sichergestellt werden, auch wenn bestehende Anlagen kaum mehr wirtschaftlich 
betrieben werden können (Berlin Institut, 2013). Werden einzelne Siedlungsgebiete 
komplett aufgegeben, führt auch das zu finanziellen Belastungen für die Kommunen, 
da sie in der Regel rückgebaut werden müssen.  

Die meisten Zuwanderer haben sich zwar in den vergangenen Jahren in den Bal-
lungsräumen und wirtschaftlichen Wachstumszentren angesiedelt (Bruckner, 2012). 
Dennoch kann sich ein Anstieg der Bevölkerung durch Zuwanderung auch für die 
vom demografischen Wandel besonders betroffenen Kommunen positiv auswirken 
und ihnen helfen, ihren Bevölkerungsrückgang abzumildern. Allerdings müssen sie 
sich hierfür noch stärker für Zuwanderer öffnen, etwa indem sie eine Willkommens-
kultur leben und Zuwanderer aktiv ansprechen.  

  

Abbildung 10: In vielen Kreisen drohen Leerstände 
Veränderung der Nachfrage nach Wohnungsfläche zwischen 2013 und 2030 in den 
Kreisen mit der geringsten Nachfrage in Prozent 

 

Quelle: IW Köln, 2013 
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5.2 Zuwanderung führt zu einer ausgewogeneren Alter sstruktur der 
Bevölkerung 

Der Bevölkerungsrückgang ist nicht die einzige negative Konsequenz des demogra-
fischen Wandels für die Kommunen. Auch die Veränderung der Altersstruktur der 
Bevölkerung führt zu Problemen. So geht in vielen Kommunen im ländlichen Raum 
die Zahl junger Menschen so stark zurück, dass Schulen aufgegeben oder zusam-
mengelegt werden müssen (Berlin Institut, 2013). Gleichzeitig steigt in vielen Fällen 
die Nachfrage nach Angeboten für ältere und hilfebedürftige Menschen (z.B. Pflege-
einrichtungen und Begegnungsstätten). Zudem müssen sich der öffentliche Per-
sonennahverkehr und die Versorgungsinfrastruktur (z.B. Einkaufsmöglichkeiten) an 
eine weniger mobile Bevölkerung anpassen. 

Obwohl die besonders bevölkerungsreichen Jahrgänge 1955 bis 1969 erst in den 
kommenden Jahren das Rentenalter erreichen werden, ist in einer Reihe von Kreisen 
bereits heute mehr als ein Viertel der Bevölkerung über 65 Jahre alt (Abbildung 11). 
Unter den Zuwanderern finden sich hingegen kaum ältere Menschen. So waren nur  
2 Prozent der im Jahr 2011 Zugezogenen über 65 und 11 Prozent über 50 Jahre alt 
(Statistisches Bundesamt, 2013d). Gelingt es verstärkt, Zuwanderer für die beson-
ders vom demografischen Wandel betroffenen Kommunen zu gewinnen, können die 
(Über-) Alterung der Bevölkerung und ihre negativen Auswirkungen abgemildert 
werden. 

 

Abbildung 11: In einigen Kreisen sind die Anteile d er Bevölkerung im Alter 
über 65 Jahren hoch 
Anteil der über 65- und unter 18-Jährigen an der Bevölkerung 2010 in den Kreisen 
mit den höchsten Anteilen über 65-Jähriger in Prozent  

 

Quelle: Statistisches Bundesamt, 2013e 
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5.3 Zuwanderung verbessert medizinische Versorgung und Pflege 

Bedingt durch den demografischen Wandel wird die Nachfrage nach Gesundheits- 
und Pflegeleistungen in den kommenden Jahren stark ansteigen. Prognosen des 
Statistischen Bundesamts zufolge wird die Zahl der Krankenhausaufenthalte im Jahr 
2020 um 6 Prozent und im Jahr 2030 um 8 Prozent höher liegen als noch im Jahr 
2008. Bei der Zahl der Pflegebedürftigen ergibt sich sogar ein Anstieg um 29 Prozent 
bis zum Jahr 2020 und um 50 Prozent bis zum Jahr 2030 (Statistisches Bundesamt, 
2010c). Damit wird auch der Bedarf an medizinischem Personal und Pflegekräften in 
den kommenden Jahren stark ansteigen. Dieser Bedarf kann allerdings bereits heute 
kaum gedeckt werden. So gibt es für Ärzte, Kranken- und Altenpfleger bereits heute 
mehr offene Stellen als Arbeitslose (Demary/Seyda, 2013). Besonders betroffen von 
diesen Engpässen sind die ländlichen Gebiete in Ostdeutschland, wie Kopetsch 
(2010) am Beispiel der Hausarztversorgung zeigt. 

Damit es nicht zu substanziellen Engpässen bei medizinischer Versorgung und 
Pflege kommt, muss die Zahl der in Gesundheits- und Pflegeberufen ausgebildeten 
Fachkräfte in den kommenden Jahren deutlich ansteigen. Hierbei kann Zuwanderung 
eine zentrale Rolle spielen. Bereits heute tragen Zuwanderer Teile der medizinischen 
und pflegerischen Versorgung in Deutschland. Im Jahr 2011 waren 5,7 Prozent der 
Ärzte und 3,6 Prozent der Altenpfleger nach dem Jahr 2000 zugewandert (Tabelle 1). 
 
Tabelle 1: Zuwanderer üben häufig Gesundheits- und Pflegeberufe aus 
Anzahl und Anteil der nach dem Jahr 2000 zugewanderten Erwerbstätigen in 
medizinischen und pflegerischen Berufen im Jahr 2011  

 
 

Anzahl Neuzuwanderer 
im Beruf 

Anteil an allen 
Erwerbstätigen im Beruf 

in Prozent 

Ärzte 20.900 5,68 

Krankenschwestern /-+pfleger 15.700 1,81 

Krankenpflegehelfer 5.200 3,07 

Altenpfleger 20.800 3,64 

Alle Berufe 1.240.700 3,12 

Quelle: FDZ der statistischen Ämter des Bundes und der Länder, Mikrozensus, 2011, 
eigene Berechnungen   
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6. Zuwanderung kommt der Bevölkerung direkt  zugute  

6.1 Zuwanderung schafft Wohlstand 

Indem Zuwanderung Wirtschaftswachstum fördert (siehe Abschnitt 3), steigert sie 
auch den Wohlstand der Menschen in Deutschland. So zeigen Bardt et al. (2012), 
dass die materiellen Lebensbedingungen und die Lebensqualität der Bevölkerung 
eng mit dem Wachstum des Bruttoinlandsprodukts zusammenhängen. Einen posi-
tiven Zusammenhang zwischen Zuwanderung und Wohlfahrt macht auch ein Blick 
auf den Better Life Index der OECD deutlich. Dieser misst den Lebensstandard in 
den OECD-Ländern anhand einer Reihe verschiedener Kriterien wie dem Gesund-
heitszustand, dem subjektiven Wohlbefinden, dem Einkommen und der Wohnsitua-
tion. Bildet man hieraus einen Gesamtindex, erreichen die traditionellen Einwan-
derungsländer wie Australien, Kanada und die USA besonders hohe Werte (Ab-
bildung 12). 

Während die Stärkung der wirtschaftlichen Entwicklung durch Zuwanderung den 
Menschen in Deutschland vor allem langfristig hilft, kommt ihnen eine bessere 
Einnahmesituation der öffentlichen Haushalte (Abschnitt 4) bereits kurzfristig zugute. 
Sie ermöglicht wahlweise eine finanzielle Entlastung durch niedrigere  Steuern und 
Abgaben oder höhere staatliche (Transfer-)Leistungen. 

 
Abbildung 12: In Einwanderungsländern ist die Leben squalität höher 
Gleichgewichteter Durchschnitt der einzelnen Kategorien des Better Life Index für 
das Jahr 2013, Anteil der ausländischen Bevölkerung im Jahr 2011 

 
 
Für Kanada im Ausland geborene Bevölkerung 2006, für Mexiko 2010 

Quelle: OECD, 2013b,c,d; eigene Berechnungen 
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6.2 Zuwanderung verbessert die Lage inländischer Ar beitnehmer 

Als Argument gegen Zuwanderung werden häufig befürchtete negative Auswirkun-
gen für einheimische Arbeitnehmer ins Feld geführt. Dabei haben wissenschaftliche 
Untersuchungen gezeigt, dass Zuwanderung die Arbeitslosigkeit von Inländern lang-
fristig sogar senkt. Bauer et al. (2013) können dies etwa anhand eines Regional-
vergleichs belegen. Der Effekt ist allerdings relativ gering. So kommen Felbermayr et 
al. (2010) in einer Simulationsrechnung zu dem Ergebnis, dass bei einem Verzicht 
auf die Einschränkung der Freizügigkeit gegenüber den 2004 beigetretenen EU-
Staaten und einer entsprechend höheren Zuwanderung die Zahl arbeitsloser Inländer 
langfristig um 0,45 Prozent niedriger gelegen hätte (Tabelle 2).  

Auch die Befürchtung, dass durch Zuwanderung ein starker Druck auf die Löhne 
entstehen könnte, lässt sich nicht bestätigen. Den Ergebnissen von Felbermayr et al. 
(2010) zufolge wären durch einen Verzicht auf die Beschränkungen der Arbeitneh-
merfreizügigkeit die Löhne von Inländern im Schnitt zwar kurzfristig marginal um  
0,03 Prozent gesunken, langfristig jedoch um 0,06 Prozent gestiegen. Auch Brücker 
und Jahn (2011) kommen zu dem Ergebnis, dass Zuwanderung nur einen sehr 
geringen Einfluss auf die Löhne von Inländern hat und dass der Effekt zumindest 
langfristig positiv ist.  

Werden gezielt ausländische Fachkräfte mit Engpassqualifikationen für den deut-
schen Arbeitsmarkt gewonnen, ist ein noch positiverer Effekt zu erwarten. In diesem 
Fall dürfte es bereits kurzfristig zu einem Anstieg der Beschäftigung Einheimischer 
kommen, da solche Fachkräfte es Unternehmen ermöglichen, ihre Geschäftstätigkeit 
auszuweiten und ihren Personalbestand zu steigern. 

 
 
Tabelle 2: Zuwanderung verbessert langfristig die A rbeitsmarktlage von 
Inländern  
Effekte auf die Arbeitsmarktlage von Inländern in Deutschland, Angaben in Prozent 

 Arbeitslosenzahl Lohnhöhe 

 Kurzfristig Langfristig Kurzfristig Langfristig 

Gesamt 0,27 -0,45 -0,03 0,06 

Niedrigqualifizierte 0,16 -0,39 -0,05 0,05 

Hochqualifizierte 0,34 -0,56 -0,01 0,08 

Annahme: Zuwanderung von 603.505 Niedrig- (ISCED 0 - 3) und 94.477 Hochqualif-
izierten (ISCED 4-6) 

Quelle: Felbermayr et al., 2010 
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6.3 Zuwanderung bereichert das (kulturelle) Leben i n Deutschland 

Wenn Zuwanderer nach Deutschland kommen, behalten sie in der Regel Teile der 
Lebensweise ihres Heimatlandes bei. Dies betrifft insbesondere die kulinarischen 
Präferenzen. So entstehen im Umfeld größerer Zuwanderergruppen häufig auf 
Lebensmittel aus den jeweiligen Heimatländern spezialisierte Supermärkte und 
Restaurants. Damit wird auch das Angebot für die Einheimischen bereichert, die die 
kulinarische Vielfalt schätzen. Bereits im Jahr 2003 gaben in einer Befragung 53 Pro-
zent der West- und 43 Prozent der Ostdeutschen an, am liebsten in Restaurants mit 
Spezialitäten anderer Länder zu essen. Bei den Jüngeren waren es sogar 77 Prozent 
in West- und 65 Prozent in Ostdeutschland (IfD, 2003). 

Dabei macht Zuwanderung nicht nur das gastronomische Leben in Deutschland viel-
fältiger. Auch in anderen Bereichen – etwa bei Musik und Tanz – werden kulturelle 
Besonderheiten von Einheimischen aufgegriffen. Insgesamt lässt sich sagen, dass 
Zuwanderung das kulturelle Leben in Deutschland bereichert. Dies ist auch die 
Meinung der überwiegenden Mehrheit (61 Prozent) der Deutschen; im EU-Schnitt 
stimmen dieser Aussage 54 Prozent zu (Abbildung 13). Kulturelle Vielfalt bedeutet 
aber nicht, dass Zuwanderer der Lebensweise ihres Heimatlandes vollständig treu 
bleiben. Vielmehr sind eine gelungene Integration und insbesondere gute Kenntnisse 
der deutschen Sprache eine wichtige Grundlage dafür, dass sich Zuwanderung 
positiv auf das Alltagsleben in Deutschland auswirkt. 

 
Abbildung 13: Zuwanderung bereichert das kulturelle  Leben 
Zustimmung zur Aussage „Menschen aus anderen ethnischen Gruppen bereichern 
das kulturelle Leben unseres Landes“ in Prozent 

 

Quelle: Eurobarometer, 2010 
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7. Handlungsempfehlungen 

Um langfristig genügend ausländische Fachkräfte zu gewinnen und Wachstum, 
Wohlstand und Lebensqualität zu sichern, muss sich Deutschland noch weiter für 
Zuwanderer öffnen. Dabei sind insbesondere folgende Schritte notwendig: 

Weiterentwicklung des Zuwanderungsrecht : Zwar wurde das deutsche Zuwande-
rungsrecht bereits in den vergangenen Jahren liberalisiert, dennoch gibt es noch im-
mer Zugangshürden für Fachkräfte aus Nicht-EU-Staaten. Während etwa auslän-
dische Akademiker seit dem Jahr 2012 ein auf sechs Monate befristetes Suchvisum 
erhalten können, müssen beruflich Qualifizierte bereits einen Arbeitsvertrag haben, 
um einreisen zu können. Dies erschwert ihnen die Arbeitssuche.  

Verbesserung der Anerkennung ausländischer Abschlüs se: Ausländische Fach-
kräfte können häufig nur eine qualifikationsadäquate Beschäftigung in Deutschland 
aufnehmen, wenn ihre Berufsabschlüsse offiziell anerkannt worden sind. Mit dem 
Anerkennungsgesetz, das allerdings nur für bundesrechtlich geregelte Berufe gilt, 
wurden die entsprechenden Verfahren im Jahr 2012 zwar deutlich vereinfacht. Den-
noch ist die Anerkennung nach wie vor mit substanziellen Kosten für die Zuwanderer 
verbunden und bei einer Teilanerkennung steht nicht in jedem Fall eine passgenaue 
Weiterbildung zur Verfügung (Demary et al., 2013).  

Stärkung der Willkommenskultur: Wenn sich Menschen aus dem Ausland in 
Deutschland wohlfühlen, entscheiden sie sich eher dafür, im Land zu bleiben. Dafür 
sind Behörden, Unternehmen und die Gesellschaft insgesamt gefragt. Die mit Zu-
wanderung befassten Behörden sollten serviceorientiert auf ihre Kunden zugehen 
und diesen bei Bedarf eine intensive Beratung anbieten. Unternehmen sollten aus-
ländische Mitarbeiter bei den ersten Schritten in Deutschland unterstützen und im 
Arbeitsalltag auf ihre kulturellen Besonderheiten eingehen. Die Gesellschaft sollte 
offen auf Zuwanderer zugehen und diese schnell in ihre sozialen Netze integrieren. 

Intensivere Ansprache potenzieller Zuwanderer: Im zunehmenden Wettbewerb 
um international mobile Fachkräfte wird es nicht ausreichen, wenn Deutschland sich 
für Zuwanderer öffnet. Vielmehr muss Deutschland bereits im Heimatland aktiv auf 
Zuwanderungsinteressierte zugehen. Hierfür gibt es vier Ansatzpunkte:  

• Informations- und Beratungsangebote für potenzielle Zuwanderer  
• gezielte Vermittlung von Arbeits- und Ausbildungsplätzen in Deutschland an 

Personen im Ausland  
• Qualifikationsangebote im Ausland, insbesondere zum Erlernen der deut-

schen Sprache  
• Ermöglichung kürzerer Aufenthalte (z.B. Praktika), um Deutschland im Vorfeld 

der Zuwanderung kennenzulernen 
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